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154. Bundesgesetz: Prokuraturgesetz-Novelle.
1 5 5 . Bundesgesetz: Einräumung von Privilegien und Immunitäten an zwischenstaatliche Organisationen, an deren

Beamte und an die Vertreter der Mitgliedstaaten bei diesen Organisationen.
1 5 6 . Bundesgesetz: Schutzimpfungen gegen Pocken (Blattern).
1 5 7 . Bundesgesetz: Abänderung des Betriebsrätegesetzes.
1 5 8 . Bundesgesetz: Aufbringungs-Gesetz-Novelle.
159. Bundesgesetz: 3. Schatzscheingesetz 1948.
160. Bundesgesetz: Börseüberleitungsgesetz.
1 6 1 . Verordnung: Bestimmung des Zeitpunktes des Außerkrafttretens der Bestimmungen des § 11, Abs. (1),

des 2. Verstaatlichungsgesetzes.
162. Verordnung: Bundesschuldbuchverordnung.
163. Verordnung: Altkontenverordnung.

1 5 4 . Bundesgesetz vom 16. Juni 1948,
womit das Gesetz vom 12. September 1945,
St. G. Bl. Nr. 172, über die Finanzprokuratur
in Wien (Prokuraturgesetz) abgeändert wird

(Prokuraturgesetz-Novelle).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Gesetz vom 12. September 1945,
St. G. Bl. Nr. 172, über die Finanzprokuratur in
Wien (Prokuraturgesetz) wird abgeändert wie
folgt:

1. Der Schlußsatz des § 1, Abs. (2), hat zu
lauten: „Die Vertretung vor dem Verfassungs-
gerichtshof, vor dem Verwaltungsgerichtshof,
vor dem Patentgerichtshof und vor den Ver-
waltungsbehörden findet nur auf Verlangen statt."

2. Dem § 3, Abs. (1), wird als Abs. (2) an-
gefügt:

„(2) Schriftliche Rekurse des mit der Über-
prüfung einer gemäß § 365, Abs. (4), ZPO. be-
stimmten Gebühr namens des Staatsschatzes be-
trauten (Beamten müssen nicht mit der Unter-
schrift eines Rechtsanwaltes versehen sein; eine
Vertretung durch die Finanzprokuratur ist nicht
erforderlich."

3. Der bisherige § 3, Abs. (2), erhält die Be-
zeichnung „Abs. (3)".

4. Der Schlußsatz des § 5, Abs. (1), entfällt.

5. Die Überschrift vor dem § 7 hat zu lauten:

„Einschreiten vor dem Verfassungsgerichtshof,
vor dem Verwaltungsgerichtshof, vor dem Pa-
tentgerichtshof und vor den Verwaltungsbe-
hörden."

6. Der erste Satz des § 7, Abs. (1), hat zu
lauten:

„(1) Die Prokuratur ist befugt, im Verfahren
vor dem Verfassungsgerichtshof, dem Verwal-
tungsgerichtshof und dem Patentgerichtshof
sowie im Verfahren vor den Verwaltungsbehör-
den die im § 2, Abs. (1), Z. 1 bis 4, und Abs. (2),
genannten Rechtsträger zu vertreten und zum
Schutze öffentlicher Interessen gemäß § 1,
Abs. (3) einzuschreiten, soweit sie von den zu-
ständigen Verwaltungsorganen oder der zustän-
digen Aufsichtsbehörde damit betraut ist."

Artikel II.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Renner
Figl Zimmermann

1 5 5 . Bundesgesetz vom 30. Juni 1948,
betreffend die Einräumung von Privilegien
und Immunitäten an zwischenstaatliche
Organisationen, an deren Beamte und an die
Vertreter der Mitgliedstaaten bei diesen

Organisationen.
Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Die Bundesregierung wird ermächtigt,
durch Verordnung auch zwischenstaatlichen Or-
ganisationen, an, denen die Republik Österreich
teilnimmt, deren Beamten sowie den Vertretern
der Mitgliedstaaten bei diesen Organisationen die-
jenigen Privilegien und Immunitäten zur Gänze
oder zum Teil einzuräumen, die den diplomatischen
Vertretern und Vertretungen ausländischer
Mächte in Österreich gewährt werden.

§ 2. Wenn es zweifelhaft ist, ob im Hinblick
auf ein gemäß § 1 eingeräumtes Vorrecht die in-
ländische Gerichtsbarkeit begründet ist oder ob
ein solches Vorrecht eingeräumt ist, hat das Ge-
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richt hierüber die Erklärung des Bundesministe-
riums für Justiz einzuholen. Diese ist für das Ge-
richt bei Beurteilung der Zuständigkeit bindend.

§ 3. Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist die Bundesregierung betraut.

Renner
Figl Schärf Helmer Gerö
Maisel Zimmermann Kraus Kolb Sagmeister
Krauland Übeleis Migsch Gruber Altenburger

1 5 6 . Bundesgesetz vom 30. Juni 1948
über Schutzimpfungen gegen Pocken (Blat-

tern).
Der Nationalrat hat beschlossen:

I. Abschnitt.

Impfpflicht.

U m f a n g d e r I m p f p f l i c h t .
§ 1. (1) Jedermann ist verpflichtet, sich nach

Maßgabe der Bestimmungen) dieses Bundesgesetzes
zum Schutze gegen Pocken (Blattern, Variola)
impfen zu lassen.

(2) U n t e r Impfung im Sinne dieses Bundes-
gesetzes wird die Einverleibung von Pocken-
impfstoff (animaler Lymphe) durch eine zu
diesem Zweck gesetzte Trennung des Zusammen-
hanges der Oberhaut verstanden.

(3) D ie Impfpflicht umfaß t auch die Ver-
pflichtung, sich einer Nachuntersuchung über den
Impferfolg und je nach deren Ergebnis, einer
neuerlichen Impfung sowie der Wiederimpfung
(§ 2) zu unterziehen.

(4) Bei Pflegebefohlenen sind die die Aufsicht
führenden Personen für die Erfüllung der Impf-
pflicht verantwortlich.

§ 2. (1) Jedes Kind ist, sofern nicht Befreiung
nach § 4 eintrit t , bis zum 31 . Dezember des der
Gebur t nachfolgenden Kalenderjahres der I m p -
fung gegen Pocken zu unterziehen.

(2) Jedes Kind ist weiters in dem Kalenderjahr,
in dem es das 12. Lebensjahr vollendet, der I m p -
fung gegen Pocken zu unterziehen, sofern es eine
öffentliche oder pr ivate Lehranstalt besucht oder
in einer Erziehungsanstalt untergebracht ist.

§ 3. (1) Ferner ist der Impfung gegen Pocken
zu unterziehen:

a) jede noch nicht gegen Pocken geimpfte Per-
son vor Antritt eines pockengefährdeten
Berufes oder eines Dienstes in pocken-
gefährdeten Anstalten oder Betrieben,

b) jede in pockengefährdeten Berufen, An-
stalten oder Betrieben - tätige Person in
jedem fünften Jahr nach der letzten
Impfung.

(2) Das Bundesministerium für soziale Verwal-
tung bestimmt durch Verordnung, welche Berufe,
Anstalten oder Betriebe als pockengefährdet an-
zusehen 6ind.

B e f r e i u n g v o n d e r I m p f p f l i c h t .
§ 4. Von der Impfpflicht ist befreit:
a) wer nach ärztlichem Zeugnis ohne Gefahr

für Leben oder Gesundheit nicht geimpft
werden kann; solche Personen haben sich
der Schutzimpfung binnen einer von der Be-
zirksverwaltungsbehörde (Gesundheitsamt)
zu bestimmenden Frist zu unterziehen;

b) wer innerhalb der vorangegangenen fünf
Jahre mit Erfolg gegen Pocken geimpft
wurde oder vor nicht mehr als zehn Jahren
Pocken überstanden hat.

E n t s c h e i d u n g über d i e Impf -
p f l i c h t .

§ 5. Über den Bestand der Impfpflicht gemäß
§ 3 entscheidet im Streitfalle die zuständige Be-
zirksverwaltungsbehörde mit Bescheid.

II. Abschnitt.
Allgemeine Impfungen.

V e r z e i c h n u n g d e r I m p f p f l i c h -
t i g e n .

§ 6. (1) Über die Impfpflichtigen sind von der
nach ihrem Wohnsitz zuständigen Bezirksver-
waltungsbehörde Impflisten anzulegen.

(2) Nähere Bestimmungen über die Anlegung
der Impflisten und die Mitwirkung der Ge-
meinden, Anstalten und Betriebe werden durch
Verordnung des Bundesministeriums für soziale
Verwaltung im Einvernehmen mit den beteiligten
Bundesministerienerlassen.

V o r n a h m e a l l g e m e i n e r I m p f u n g e n .
§ 7. Die Bezirksverwaltungsbehörde (Ge-

sundheitsamt) hat nach rechtzeitig verlautbartem
Impfplan zur vorbestimmten Zeit und an fest-
gesetzten Impfsammelstellen allgemeine Impfun-
gen durchzuführen. Nähere Bestimmungen über
die Durchführung der Impfungen werden durch
Verordnung des Bundesministeriums für soziale
Verwaltung erlassen.

P r i v a t ä r z t l i c h e I m p f u n g .
§ 8. (1) Der Impfpflicht genügt auch derjenige,

der sich oder die seiner Aufsicht unterstehenden
Personen außerhalb der allgemeinen Impfungen
(§ 7) durch einen zur Ausübung seine6 Berufes
in Österreich berechtigten Arzt impfen läßt.

(2) Auf die privatärztl iche Impfung finden die
zur Durchführung der allgemeinen Impfungen er-
lassenen Vorschriften (§ 7) sinngemäße Anwen-
dung. W i r d hiebei eine mehr als zweimalige oder
im einzelnen Fall eine länger als zweijährige Z u -
rückstellung der Impfflichtigen beantragt , so
ist die Entscheidung der Bezirksverwaltungs-
behörde (Gesundheitsamt) einzuholen (§ 5).

(3) Der Arz t ha t der Bezirksverwaltungsbehörde
[§ 6, Abs. (1)] am Jahresende eine Liste über
alle außerhalb der allgemeinen Impfung vorge-
nommenen Impfungen vorzulegen.



Stück 34, Nr. 156. 579

N a c h u n t e r s u c h u n g .

§ 9. (1) Die Geimpften haben sich am sieben-
ten Tage n a c h der Impfung einer Nachunter-
suchung zu unterziehen.

(2) Ergibt die Nachuntersuchung, daß die Imp-
fung erfolglos geblieben ist, so ist die Impfung
binnen Jahresfrist zu wiederholen. Diese Wieder-
holung hat zweimal zu erfolgen und ist im
zweiten Fall von einem Arzte des Gesundheits-
dienstes vorzunehmen.

I m p f z e u g n i s s e .

§ 10. Über jede Impfung ist nach Feststellung
ihrer Wirkung [§ 9, Abs. (2)], ebenso über jede
Befreiung von der Impfung ein Zeugnis auszu-
stellen.

III. Abschnitt.

Notimpfungen.

§ 11. (1) Bei drohender Gefahr des Auftretens
von Pocken kann das Bundesministerium für
soziale Verwal tung anordnen, daß alle Personen,
die innerhalb der letzten zehn Jahre nicht mit
Erfolg gegen Pocken geimpft worden sind, der
Pockenschutzimpfung zu unterziehen sind (No t -
impfungen).

(2) Der Not impfung sind jedenfalls alle Per-
sonen aus der Umgebung eines an Pocken Er-
krank ten oder Verstorbenen sowie jene Personen
zu unterziehen, die mit ihm in den letzten
14 Tagen nachweislich in Berührung gekommen
sind oder von denen sonst anzunehmen äst, daß
sie. unmit te lbarer oder mit telbarer Ansteckungs-
gefahr ausgesetzt waren; es wäre denn, daß sie
den Nachweis der vor nicht mehr als fünf Jahren
erfolgten Impfung oder vor zehn Jahren über-
standenen Pockenerkrankung erbringen können.
Personen, die wegen ihres körperlichen Zustandes
der Not impfung nicht unterzogen werden können,
sind jedenfalls abzusondern.

(3) Jeder in Österreich zur Ausübung der
Praxis berechtigte A r z t kann von der Bezirks-
verwaltungsbehörde (Gesundheitsamt) im Be-
darfsfälle zur Mitwirkung hei den Not impfungen
herangezogen werden. Die §§ 27 und 34 des Ge-
setzes, vom 14. Apri l 1913, R. G. Bl. N r . 67, be-
treffend die Verhütung und Bekämpfung über-
t ragbarer Krankhei ten , sind hiebei sinngemäß an-
zuwenden.

(4) Die Bestimmungen des I . und I I . A b -
schnittes mit Ausnahme der §§ 2, 3 und 6 finden
sinngemäß Anwendung.

IV. Abschnitt.

Schlußbestimmungen.

I m p f s t o f f .

§ 12. (1) Die Erzeugung von Pockenimpfstoff
ist der Bundesstaatlichen Impfstoffgewinnungs-
anstalt in Wien vorbehalten.

(2) Für die Schutzimpfung gegen Pocken darf
nur der in der Bundesstaatlichen Impfstoff-
gewinnungsanstalt in Wien hergestellte Impf-
stoff (animale Lymphe) in der gelieferten Origi-
nalpackung und innerhalb der darauf ersichtlichen
Verwendungsfrist verwendet) werden.

I m p f t e c h n i k .

§ 13. (1) Als allgemein zulässige Impfmethode
ist die Einverleibung des Pockenimpfstoffes durch
zwei seichte Trennungen des Zusammenhanges der
Oberhaut von je 3 mm Länge anzusehen,
die in Abständen von mindestens 2 cm von-
einander anzulegen sind.

(2) Das Bundesministerium für soziale Ver-
waltung kann auf dem Gebiete des Impfwesens
besonders erfahrenen Ärzten die Vornahme der
Pockenschutzimpfung auch nach anderen als der
in Abs. (1) geschilderten, genau zu bezeichnenden
Methode auf besonderes Ansuchen gestatten und
die Anerkennung 6olcher Impfungen als der ge-
setzlichen Pflicht genügenden Impfungen aus-
sprechen.

B e s t r e i t u n g d e r I m p f k o s t e n .

§ 14. (1) Aus dem Bundtesschatz sind zu be-
streiten:

a) Die Kosten der Beistellung des Impfstoffes
für die allgemeinen und die Notimpfun-
gen;

b) die Vergütungen gemäß den in § 11,
Abs. (3), letzter Satz, genannten Bestim-
mungen;

c) der Ersatz für Impfschäden nach Impfun-
gen, die auf Grund dieses Gesetzes nach
annerkannten Methoden vorgenommen wur-
den.

(2) Die Gemeinden haben den Aufwand für die
Durchführung dieses Gesetzes, sofern er nicht
mach Abs. (1) vom Bunde zu ersetzen ist, zu
tragen.

A n s p r u c h a u f F o r t b e z u g d e s Ent-
g e l t e s .

§ 15. Dienstnehmer behalten ihren Anspruch
auf Entgelt während der durch die Erfüllung der
Impfpflicht im Umfang des § 1, Abs. (1) und
(3), etwa verursachten Dienstverhinderung bei.

S t r a f b e s t i m m u n g e n .

§ 16. (1) Wer den Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes oder der auf Grund desselben erlassenen
Verordnungen oder Anordnungen zuwider-
handelt, begeht, sofern die Handlung nicht ge-
richtlich strafbar ist, eine Verwaltungsübertre-
tung und wird von der Bezirksverwaltungs-
behörde, im Wirkungsbereich einer Bundes-
polizeibehörde aber von dieser, mit Geld bis zu
1000 S oder mit Arrest bis zu 14 Tagen bestraft.

(2) Hat sich der Impfpflichtige ohne begrün-
dete Entschuldigung der Impfung oder Nach-
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Untersuchung nicht unterzogen, so ist er oder die
zur Aufsicht über ihn berufen Person [§ 1,
Abs. (4)] vor Einleitung eines Verwaltungsstraf-
verfahrens von der Bezirksverwaltungsbehörde
(Gesundheitsamt) zur Nachholung des Ver-
säumnisses binnen angemessener Frist mit der
Aufforderung vorzuladen, allenfalls entgegen-
stehende Hindernisse bekanntzugeben. Die frist-
gerechte Nachholung des Versäumnisses bewirkt
Straffreiheit.

S c h l u ß b e s t i m m u n g e n .
§ 17. (1) Mit Inkrafttreten dieses Bundes-

gesetzes und seiner Durchführungsverordnungen
treten das Hofkanzleidekret vom 9. Juli 1836,
Z. 13.192, P.G.S. 64, Bd. Nr. 105, S. 755, das
Hofkanzleidekret vom 30. Juli 1840, Z. 17.742,
P. G. S. 68, Bd. Nr. 93, S. 305, die Vorschriften
des § 1, Z. 6, und § 3 der Verordnung zur (Ein-
führung reichsrechtlicher Vorschriften zur Be-
kämpfung übertragbarer Krankheiten in der Ost-
mark vom 14. Juli 1939 (Deutsches R. G. Bl. I
S. 1261) und das Impfgesetz vom 8. November
1874, Deutsches R.G.Bl. S. 31 (G. Bl. f. d. L. Ö.
Nr. 936/1939) außer Kraft. Die Verordnung zur
Ausführung des Impfgesetzes vom 22. Jänner
1940, Deutsches R.G.Bl. I S. 214, tritt am
31. Dezember 1948 außer Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für soziale Verwaltung
betraut.

Renner
Figl Maisel

157. Bundesgesetz vom 30. Juni 1948, be-
treffend die Abänderung des Bundesgesetzes
vom 28. März 1947, B. G. Bl. Nr. 97, über
die Errichtung von Betriebsvertretungen

(Betriebsrätegesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Im § 8, Abs. (1), und im § 20, Abs. (1),
des Bundesgesetzes vom 28. März 1947, B. G. Bl.
Nr. 97, über die Errichtung von Betriebs-
vertretungen (Betriebsrätegesetz), haben an Stelle
der Worte: „für die Dauer eines Jahres" die
Worte „für die Dauer von zwei Jahren" zu
treten.

§ 2. Die Verlängerung der Tätigkeitsdauer der
Betriebsräte (Vertrauensmänner) gemäß § 1 gilt
auch für die derzeit bestellten Betriebsräte (Ver-
trauensmänner).

§ 3. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesminisiterium für soziale Ver-
waltung im Einvernehmen mit den beteiligten
Bundesministerien betraut.

Renner
Figl Maisel

158. Bundesgesetz vom 1. Juli 1948,
betreffend die Abänderung des Bundes-
gesetzes vom 19. März 1947, B. G. Bl. Nr. 77,
über die Durchführung der Erfassung, Auf-
bringung und Ablieferung der bewirtschaf-
teten heimischen landwirtschaftlichen Er-

zeugnisse (Aufbringungs-Gesetz-Novelle).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.
Das Bundesgesetz v o m 19. März 1947, iB. G. Bl.

N r . 77, über die Durchführung der Erfassung,
Aufbringung u n d Ablieferung der bewirtschafte-
ten heimischen landwirtschaftlichen Erzeugnisse
(Landwirtschaftliches Aufbringungsgesetz) wird
abgeändert wie folgt:

§ 18, Abs. (1) lautet:
(1) Dieses Bundesgesetz tr i t t mi t 30. Juni 1949

außer Kraft.
Artikel II.

Dieses Bundesgesetz tritt mit 30. Juni 1948 in
Kraft. Mit seiner Vollziehung ist das Bundesmini-
sterium für Land- und Forstwirtschaft im Ein-
vernehmen mit den Bundesministerien für Volks-
ernährung, für Finanzen und für Inneres betraut.

Renner
Figl Kraus Sagmeister Zimmermann Helmer

159. Bundesgesetz vom 7. Juli 1948
über die Ausgabe von Bundesschatzscheinen

(3. Schatzscheingesetz 1948).
Der Nationalrat hat beschlossen:
§ 1. Der Bundesminister für Finanzen wird er-

mächtigt, zum Zwecke des Erlags der österrei-
chischen Quote für den Internationalen Währungs-
fonds und die Internationale Bank für Wieder-
aufbau und Wirtschaftsförderung Bundesschatz-
scheine bis zu einem Nennbetrag von 500 Mil-
lionen Schilling zu begeben.

§ 2. (1) Die Bundesschatzscheine dürfen nur auf
Schillinge lauten.

(2) Die Bundesschatzscheine sind unverzinslich
und bei Sicht zur Zahlung fällig.

§ 3. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Renner
Figl Zimmermann

1 6 0 . Bundesgesetz vom 8. Juli 1948
über die Wiederherstellung des österreichi-
schen Rechtes auf dem Gebiete des Börse-

wesens (Börseüberleitungsgesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Die nachstehenden österreichischen Rechts-
vorschriften auf dem Gebiete des Börsewesens
werden nach dem Stand der Gesetzgebung vom
13. März 1938, jedoch unter Berücksichtigung
der in diesem Bundesgesetz verfügten Abände-
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rungen und Ergänzungen, wieder in Kraft gesetzt:
1. Das Gesetz vom 1. April 1875, R.G.Bl.

Nr. 67, betreffend die Organisierung der Börsen.
2. Das Gesetz vom 4. Jänner 1903, R.G.Bl.

Nr. 10, mit welchem einige abändernde und er-
gänzende Bestimmungen zum Gesetze vom
1. April 1875, R.G.Bl. Nr. 67, betreffend die
Organisierung der Börsen, erlassen werden.

3. Die Verordnung des Justizministeriums im
Einvernehmen mit den Ministerien der Finanzen,
dos Handels und des Ackerbaues vom 26. März
1903, R. G. Bl. Nr. 71, betreffend die Beeidigung
der Mitglieder von Börseschiedsgerichten zur
Entscheidung über Streitigkeiten aus Waren-
geschäften.

4. Die Verordnung der Bundesministerien für
Land- und Forstwirtschaft, für Finanzen und
für Handel und Verkehr vom 1. Oktober 1924,
B. G. Bl. Nr. 362, betreffend die Berufung von
Mitgliedern in die Leitungen der landwirtschaft-
lichen Börsen.

5. Die Bestimmungen der Artikel XIII, XIII a,
XIV, XIV a, XV bis XXVII des Gesetzes vom
1. August 1895, R.G.Bl. Nr. 112, betreffend die
Einführung des Gesetzes über das gerichtliche
Verfahren in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten
(Zivilprozeßordnung).

§ 2. (1) Alle seit dem 13. März 1938 erlassenen
oder in ihrer Wirksamkeit auf Österreich aus-
gedehnten Rechtsvorschriften des Deutschen
Reiches auf dem Gebiete des Börsewesens treten
für den Bereich der Republik Österreich außer
Kraft.

(2) Insbesondere sind daher aufgehoben:
Die Verordnung zur Einführung börsenrecht-

licher Vorschriften in der Ostmark vom
II. August 1939, Deutsches R.G.Bl. I S. 1383
(G. Bl. f. d. L. Ö. Nr. 1100/1939),

das Börsengesetz vom 27. Mai 1908, Deut-
sches R.G.Bl. S. 215,

die Bekanntmachung, betreffend die Zulassung
von Wertpapieren zum Börsenhandel, vom
4. Juli 1910, Deutsches R.G.Bl. S. 917,

die Bekanntmachung, betreffend die Feststel-
lung des Börsenpreises von Wertpapieren, vom
21. November 1912, Deutsches R.G.Bl. S. 573,

§ 1, Satz 1, der Verordnung über Börsen-
termingeschäfte in Wechseln und ausländischen
Zahlungsmitteln vom 7. März 1925, Deutsches
R. G. Bl. I S. 20,

die Verordnung, betreffend die Zulassung von
Wertpapieren zum Börsenhandel, vom 20. April
1932, Deutsches R.G.Bl. I S. 181,

Kapitel XVII der Verordnung des Reichs-
präsidenten über Maßnahmen auf dem Gebiete
der Finanzen, der Wirtschaft und der Rechts-
pflege vom 18. März 1933, Deutsches R.G.Bl. I
S. 109 und 122,

die Gebührenordnung für die Genehmigung
zur Ausgabe von Inhaberschuldverschreibungen
und in Angelegenheiten der Aufsicht über

Börsen, Hypothekenbanken und Schiffspfand-
briefbanken vom 21. Jänner 1936, Deutsches
R.G.Bl. I S. 40.

§ 3. Das Gesetz vom 1. April 1875, R.G.Bl.
Nr. 67, betreffend die Organisierung der Börsen,
wind wie folgt geändert:

1. Der 3. Satz im § 1, Abs. (2), hat zu lauten:
„Wer an Winkelbörsen teilnimmt und die an

ihnen erfolgten Abschlüsse öffentlich verbreitet,
begeht eine Verwaltungsübertretung und wird
von der Bezirksverwaltungsbehörde, im Wir-
kungsbereich einer Bundespolizeibehörde jedoch
von dieser, mit einer Geldstrafe bis zu 3000 S
bestraft."

2. Die Ziffern 1 und 7 des § 5 entfallen.
3. Im § 7 hat der erste Satz zu lauten:
„Die Vermittlung von Börsegeschäften ge-

schieht durch Börsesensale."
Abs. (2) entfällt.
4. Im § 8, Abs. (1), treten an die Stelle der

Worte „Handelsmäklern" und „Mäklern" die
Worte „Börsesensalen".

5. § 14 entfällt.
6. Die §§15 und 16 haben zu lauten:
§ 15: „Die Börseleitung bestimmt, wie bei

Nichterfüllung von Börsegeschäften oder bei
festgestellter Insolvenz eines. Börsebesuchers vor-
zugehen ist. Sie kann insbesondere anordnen, daß
jede Glattstellung nur durch einen Börsesensal
an der Börse zu geschehen hat."

§ 16: „Die Bestimmungen des § 15 geilten auch
für Pfandgeschäfte, Prolongations- oder Kost-
geschäfte, welche Börsegeschäfte sind."

7. Die §§ 19 und 20 entfallen.

§ 4. Das Gesetz vom 4. Jänner 1903, R. G.Bl.
Nr. 10, in seiner ursprünglichen Fassung wird
wie folgt abgeändert:

1. § 6, Abs. (2), entfällt.
2. § 8, Abs. (2), hat zu lauten:
„Die zu erlassenden Vorschriften [Abs. (1)]

sind vor Einholung der Genehmigung durch
Anschlag im öffentlichen Börselokal während der
Dauer von drei Wochen zu verlautbaren. Läng-
stens bis zum Tage des Anschlages sind diese
Vorschriften der zuständigen Landwirtschafts-
kammer, in Wien der Landwirtschaftskammer
für Niederösterreich und Wien, sowie der Bun-
deskammer der gewerblichen Wirtschaft zuzu-
stellen."

§ 5. (1) Das Bundesministerium für Finanzen
ist ermächtigt, im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Handel und Wiederaufbau
bis zur Durchführung statutenmäßiger Neu-
wahlen in die Wiener Börsekammer und in die
Schiedsrichterkollegien der Wiener Börse die
provisorische Leitung und die Mitglieder der
Schiedsrichterkollegien der Wiener Börse zu be-
stellen und abzuberufen.

(2) Das Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft ist ermächtigt, im Einvernehmen
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mit den Bundesministerien für Finanzen sowie
für Handel und Wiederaufbau bis zur Durch-
führung statutenmäßiger Neuwahlen in die
Börsekammer und in die Schiedsrichterkollegien
die provisorische (Leitung und die Mitglieder der
Schiedsrichterkollegien der landwirtschaftlichen
Börsen zu bestellen und abzuberufen.

(3) Die (Ermächtigungen der Abs. (1) und (2)
treten mit 31. Dezember 1949 außer Kraft.

§ 6. Die Wiener Börsekammer ist verpflichtet;
für die Übergangsjahre 1948 und 1949 dem
Bundesministerium für Finanzen Gebarungsvor-
anschläge vorzulegen und die Genehmigung
dieser Voranschläge einzuholen. Soweit in diesen
beiden Jahren die genehmigten Ausgaben in den
eigenen Einnahmen der Wiener Börsekammer
keine Deckung finden, wird der Abgang durch
Vorschüsse des Bundes gedeckt.

§ 7. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium für
Justiz, dem Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft und dem Bundesministerium für
Handel und Wiederaufbau betraut.

Renner
Figl Zimmermann Gerö Kraus Kolb

1 6 1 . Verordnung des Bundesministeriums
für Vermögenssicherung und Wirtschafts-
planung im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für Energiewirtschaft und Elek-
trifizierung vom 29. Juni 1948, womit der
Zeitpunkt des Außerkrafttretens der Bestim-
mungen des § 11, Abs. (1), des 2. Verstaat-

lichungsgesetzes bestimmt wird.
Auf Grund des § 11, Abs. (2), und des § 14

des Bundesgesetzes vom 26. März 1947, B.G.Bl.
Nr. 81, über die Verstaatlichung der Elektrizi-
tätswirtschaft (2. Verstaatlichungsgesetz) wird
verordnet:

Die Bestimmungen des § 11, Abs. (1), des
2. Verstaatlichungsgesetzes sind für die Steirische
Wasserkraft- und Elektrizitäts-Aktiengesellschaft,
Graz, am 26. Mai 1948 außer Kraft getreten.

Krauland.

1 6 2 . Verordnung der Bundesregierung vom
13. Juli 1948 über die Einführung eines
Bundesschuldbuchs (Bundesschuldbuchver-

ordnung).
Auf Grund der §§ 14, Abs. (2), und 38 des

Währungsschutzgesetzes vom 19. November 1947,
B. G. Bl. Nr. 250, wird mit Zustimmung des
Hauptausschusses des Nationalrates verordnet:

§ 1. Zum Zwecke der Eintragung von Anleihe-
forderungen gegen die Republik Österreich wird
ein Bundesschuldbuch geschaffen. Es wird bei der
Staatsschuldbuchhaltung nach den Weisungen des
Bundesministeriums für Finanzen geführt und
unterliegt der Kontrolle des Rechnungshofs.

§ 2. Im Bundesschuldbuch können Kapitalfor-
derungen aus Bundesanleihen eingetragen werden,
die das. Gesetz oder das Bundesministerium für
Finanzen als dazu geeignet erklärt.

§ 3. Bundesschuldbuchforderungen können be-
gründet werden.

a) bei Begebung einer Bundesanleihe durch Er-
füllung der Zeichnungs(Übernahme)bedin-
gungen und Zuteilung des Anleihenenn-
betrages;

b) durch Übergabe von Schuldverschreibungen
von Bundesanleihen (§ 2) ins Eigentum des
Bundes.

§ 4. Für die Bundesschuldbuchforderungen gel-
ten die Bedingungen der ihnen zugrunde liegen-
den Anleihe und Anleihestücke.

§ 5. Die Eintragung im Bundesschuldbuch lautet
auf den Namen des Gläubigers. Als Gläubiger gilt
dem Bund gegenüber die vom Zeichner oder Ein-
lieferer (§ 3) angegebene Person, in weiterer
Folge der etwaige Erwerber der Gläubigerrechte.

§ 6. Die Eintragung im Bundesschuldbuch
lautet auf bestimmte Stücke oder bestimmte
Serien einer bestimmten Bundesanleihe nach Maß-
gabe der zugeteilten oder eingelieferten Schuld-
verschreibungen; bei Anleihen, die nicht durch
Schuldverschreibungen verkörpert sind, auf einen
bestimmten Kapitalbetrag der Anleihe.

§ 7. (1) Bundesschuldbuchforderungen können
durch Übergabe weiterer Schuldverschreibungen
oder Zuschreibung anderer Bundesschuldbuchfor-
derungen derselben Anleihe erhöht und durch
Behebung von Schuldverschreibungen oder Über-
tragung an andere Personen vermindert werden.

(2) Das Bundesministerium für Finanzen kann
jederzeit die Umwandlung von Bundesschuldbuch-
forderungen in die ihnen entsprechenden Schuld-
verschreibungen verfügen.

§ 8. Anträge, die bei der Staatsschuldbuchhal-
tung innerhalb von 14 Tagen vor einem Zinsen-
fälligkeitstag einlangen, werden erst mit Wirk-
samkeit vom Beginn der nächsten Zinsperiode
durchgeführt.

§ 9. (1) Über die Eintragung im Bundesschuld-
buch erhält der Zeichner oder Einlieferer eine
Verständigung.

(2) Von Veränderungen bestehender Eintragun-
gen wird der Antragsteller und jede Person ver-
ständigt, deren Rechte dadurch berührt werden.

§ 10. (1) Anträge auf Änderung oder Ergän-
zung bestehender Eintragungen im Bundesschuld-
buch müssen mit der gerichtlich oder notariell
beglaubigten Unterschrift des Gläubigers versehen
sein. Die Beglaubigung kann unterbleiben, wenn
der Gläubiger der Staatsschuldbuchhaltung eine
Probeunterschrift abgegeben hat, mit der die
jeweilige Unterschrift verglichen wird. Die Staats-
schuldbuchhaltung kann die gerichtliche oder



Stück 34 , N r . 163 583

notarielle Beglaubigung der Probeunterschrift ver-
langen.

(2) Zur gänzlichen oder teilweisen Aufhebung
eingetragener Rechte Dr i t t e r ist außerdem deren
gerichtlich oder notariell beglaubigte Zustim-
mungserklärung erforderlich, es wäre denn, d a ß
sich der Antragsteller bei Einräumung dieser
Rechte den Widerruf vorbehalten, oder daß der
Dri t te der Staatsschuldbuchhaltung eine Probe-
unterschrift abgegeben ha t [Abs. (1)].

(3) Die Befugnis zur Stellung von Anträgen ge-
m ä ß Abs. (1) bestimmt sich nach den bürgerlichen
Rechtsvorschriften.

§ 1 1 . (1) Die Staatsschuldbuchhaltung überweist
dem gemäß § 5 Berechtigten auf seine Kosten
und Gefahr bei Fälligkeit die Zinsen und alle
sonstigen Zahlungen, die der Bund nach den An-
leihebedingungen auf die Schuld zu leisten hat ,
welche der Eintragung im Bundesschuldbuch zu-
g runde liegt. Die Überweisung kann nach form-
losem Ant rag des Berechtigten auch zur Gu t -
schrift auf einem K o n t o geschehen.

(2) Zahlungen, die spätestens am Fälligkeitstag
angewiesen werden, gelten als fristgerecht ge-
leistet.

(3) Erweist sich eine Überweisung als unbestell-
bar , so werden diese u n d die wei teren Über -
weisungen an den gleichen Berechtigten erst dann
vorgenommen, wenn er der Staatsschuldbuchhal-
tung eine Adresse mitgeteilt h a t oder eine neue
Verfügung getroffen worden ist.

§ 12. (1) Kreditunternehmungen dürfen Bundes-
schuldbuchforderungen, die ihnen zur Verwal tung
(Verwahrung) anver t raut sind, ohne Zustimmung
der Forderungsberechtigten gemeinsam mit ihren
eigenen Beständen der gleichen A r t verwalten
(verwahren).

(2) I m übrigen finden die für Wortpapiere
geltenden Best immungen auf Bundesschuldbuch-
forderungen s inngemäß Anwendung .

§ 13. (1) Bei Führung der in dieser Verordnung
geregelten Geschäfte haftet der Bund für die
Sorgfalt eines ordentl ichen Kaufmanns.

(2) Auskünfte über den Inha l t des Bundes-
schuldbuchs werden nur an Personen erteil t , die
einen gesetzlichen oder vertragsmäßigen Anspruch
auf Auskunft über Vermögen oder Einkommen
des gemäß § 5 Berechtigten haben.

§ 14. (1) Eintragungen im Bundesschuldbuch
unterliegen keiner Gebühr oder sonstigen Abgabe.

(2) Doch hat der Gläubiger dem Bund die H e r -
stellungskosten auszufolgender Schuldverschrei-
bungen zu ersetzen, wenn und insoweit die Bun-
desschuldbuchforderung durch Übergabe von
Schuldverschreibungen begründet worden ist (§ 3,
lit. b) und wieder in Schuldverschreibungen um-
gewandelt wird. Die H ö h e setzt das Bundesmini-
sterium für F inanzen fest.

Figl Schärf Helmer Gerö Hurdes
Zimmermann Kraus Kolb Sagmeister
Krauland Übeleis Migsch Gruber Altenburger

1 6 3 . Verordnung der Bundesregierung vom
13. Juli 1948 über die Umwandlung von
Alt- . und Konversionsguthaben in Forde-
rungen gegen den Bundesschatz (Altkonten-

verordnung).

Auf Grund der §§ 14, Abs. (2), und 38 des
Währungsschutzgesetzes vom 19. November 1947,
B. G. Bl. N r . 250, sowie des § 37 des Kapi ta l -
verkehrsteuergesetzes vom 16. Oktober 1934,
Deutsches R. G. Bl. I S. 1058, in der Fassung der
Verkehrsteuernovelle vom 18. Februar 1948, B.G.
Bl. N r . 57, wird mi t Zustimmung des Haup taus -
schusses des Nationalrates verordnet:

I. Bundesschuldverschreibungen 1947.

§ 1. (1) Die gemäß § 14, Abs. (1), des Wäh-
rungsschutzgesetzes vom 19. November 1947,
B. G. B l . N r . 250, begründete Bundesschuld ist
eine durch Schuldverschreibungen verkörper te
Anleihe des Bundes. Die Schuldverschreibungen
führen die Bezeichnung „Bundesschuldverschrei-
bungen 1947".

(2) Die Anleihe ist zur Eintragung im Bundes-
schuldbuch gemäß § 2 der Bundesschuldbuchver-
o rdnung vom 13. Juli 1948, B . G . B l . N r . 162,
geeignet.

§ 2. (1) Die Anleihe wird vom 10. Dezember
1947 an mit 2 v . H . für das Jahr im nachhinein
verzinst. Die Zinsen werden am 1. Februar jedes
Jahres bezahlt.

(2) Die am 1. Februar 1949 fälligen. Zinsen um-
fassen die Zeit vorn 10. Dezember 1947 bis
31. Jänner 1949.

§ 3. (1) Die Anleihe ist innerhalb von 15 Jah-
ren, beginnend am 1. Februar 1950, zu tilgen.

(2) Das Bundesministerium für Finanzen stellt
mit 1. Februar 1950 einen Tilgungsplan auf, der
für jedes Tilgungsjahr die gleiche, Zinsen und
Tilgung umfassende Annui tä t vorzusehen hat .

§ 4. (1) Die Anleihe wird durch Verlosung oder
freihändigen Rückkauf getilgt.

(2) Die zur Abstat tung der Vermögensabgabe
und der Vermögenszuwachsabgabe eingelieferten
Stücke werden auf die laufende Tilgungsquote
angerechnet. Soweit die eingelieferten Schuldver-
schreibungen das Ausmaß der laufenden
Tilgungsquote übersteigen, sind sie der zusätz-
lichen Tilgung zuzuführen.

(3) Die Verlosung findet zwischen dem 15. N o -
vember u n d 15. Dezember jedes Tilgungsjahres
stat t . Ihr Ergebnis wird in der „Wiener Zei tung"
verlautbart .

(4) Ver los te Schuldverschreibungen werden an
dem der Verlosung folgenden 1. Februar zum
Nennwert eingelöst. Von diesem Tage an werden
sie nicht mehr verzinst.

§ 5. Das Bundesministerium für Finanzen kann
die Anleihe jeweils zum 1. Februar mit drei-
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monat iger Kündigungsfrist, frühestens aber zum
1. Februar 1954, aufkündigen.

§ 6. Das Unterble iben v o n Verlosungen (§ 4)
ist bis z u m 1 5 . N o v e m b e r des Verlosungsjahres
in der „Wiener Ze i tung" z u ver lautbaren. In
dieser Zeitung haben auch Aufkündigungen (§ 5)
sowie alle anderen allgemeinen Mittei lungen
über den Dienst der Schuldverschreibungen zu
erfolgen.

§ 7. Die Bundesschuldverschreibungen werden
in d e m v o m Bundesminis ter ium für Finanzen
in de r „Wiener Ze i tung" z u ver lautbarenden
Zei tpunkt , spätestens aber im Jahre 1952 aus-
gegeben.

II. Übergangsbest immungen.

§ 8. Nach Ablauf v o n drei Monaten nach
Wirksamkeitsbeginn dieser Ve ro rdnung ist. die
E r h ö h u n g v o n Spitzenbeträgen gemäß § 14,
Abs. (1), letzter Satz, W . Sch. G. nicht mehr
zulässig. Die Kred i tun te rnehmungen haben die
eingehenden Erhöhungsbeträge nach Ablauf
dieser Frist ohne Verzug auf das G i rokon to der
Staatshauptkasse bei der Österreichischen
Nat iona lbank zu überweisen.

§ 9. (1) D ie Staatsschuldbuchhaltung erteilt den
vom Bundesministerium für Finanzen bestimmten
Kreditunternehmungen eine Gutschrift im Bun-
desschuldbuch in der H ö h e der gemäß § 14,
Abs. (1), W. Sch. G., in Forderungen gegen den
Bundesschatz umgewandelten Alt - u n d Konver -
sionskonten einschließlich der von den Konten-
inhabern gemäß dem letzten Sa tz der genannten
Bestimmung erlegten Erhöhungsbeträge. Diese
Kreditunternehmungen haben die ihnen gut-
geschriebenen Beträge, soweit es sich nicht um
Forderungen der bei ihnen verzeichneten An-
spruchsberechtigten handelt , den von der Staats-
schuldbuchhaltung namhaf t gemachten Kredi t -
unternehmungen gutzubringen.

(2) Die Eintragung lautet bis zur Ausgabe der
Bundesschuldverschreibungen 1947 auf einen be-
st immten Nennbetrag an solchen Schuldverschrei-
bungen. Sie wird später durch die nähere Bezeich-
nung der zugeteilten Schuldverschreibungen oder
Serien ergänzt .

§ 10. (1) Das Bundesministerium für Finanzen
ha t bis spätestens 15. Jänner 1949 auf Verlangen
an Stelle der Eintragung im Bundessehuldbuch
(§ 9) Interimsscheine auszufolgen, die zum Bezug
von Bundesschuldverschreibungen berechtigen.

(2) D ie Interimsscheine sind mit vier Jahreszins-
scheinen zu versehen.

§ 11 . (1) Die Kreditunternehmungen, denen ge-
mäß § 9 eine Gutschrift erteilt worden ist, wer-
den dadurch den nach § 14, Abs. (1), W . Sch. G.
anspruchsberechtigten Personen verpflichtet. Sie
haben ihnen, soweit es noch nicht geschehen ist,
eine Bestätigung über ihren Anspruch auf Bun-
desschuldverschreibungen 1947 entweder abgeson-
dert oder durch Vermerk im Sparbuch zu erteilen.

(2) Auf G r u n d dieser Bestätigung können die
anspruchsberechtigten Personen [Abs. (1)] . v o m
1. Oktober 1948 an verlangen, d a ß ihnen die K r e -
di tunternehmung den ihrem Anspruch ent-
sprechenden Teil der ihr erteilten Gutschrift im
Bundesschuldbuch übertrage oder Interimsscheine
(§ 10) ausfolge.

(3) Das Postsparkassenamt kann sich bei Er-
füllung der ihm gemäß diesem Paragraphen o b -
liegenden Verpflichtungen der Postämter be-
dienen, die seine Sammelstellen sind.

§ 12. (1) Z u r Verwendung von Bundesschuld-
buchforderungen der im § 9 genannten Ar t zur
Abstat tung der Vermögensabgabe und der Ver-
mögenszuwachsabgabe [§ 14, Abs. (3), W. Sch.
G.], bedarf es nicht der- Umschreibung auf den
Abgabepflichtigen im Bundesschuldbuch. Die Kre-
di tunternehmungen können die Staatsschuldbuch-
hal tung anweisen, den betreffenden Nennbet rag
von ihrer Forderung für Rechnung des Abgabe-
pflichtigen abzuschreiben und dem Bemessungs-
finanzamt zuzurechnen.

(2) I n den Fällen des Abs. (1) ist eine Beglaubi-
gung der Unterschrift der Kredi tunternehmung
auch dann nicht erforderlich, wenn bei der
Staatsschuldbuchhaltung keine Probeunterschrift
vorliegt. Die Bestimmung des. § 8 der Bundes-
schuldbuchverordnung findet keine Anwendung.

III . Allgemeine Best immungen.

§ 13. (1) Die Bundesschuldbuchforderungen,
Bundesschuldverschreibungen u n d Interimsscheine
sind vom 1. Februar 1949 a n zur Belastung und
zur Veräußerung geeignet.

(2) Verfügungen über Bundesschuldbuchforde-
rungen sind im Bundesschuldbuch nur in Beträgen
zu 50 S oder einem Vielfachen dieses Betrages
durchzuführen.

§ 14. Die Bundesschuldbuchforderungen, Bun-
desschuldverschreibungen und Interimsscheine sind
zur Anlage von Mündelvermögen geeignet.

§ 15. .Kredi tunternehmungen dürfen Inter ims-
scheine (§ 10), die ihnen zur Verwahrung anver-
t rau t sind, ohne Zustimmung der Forderungs-
berechtigten gemeinsam mi t ihren eigenen Bestän-
den solcher Interimsscheine verwahren.

§ 16. Die Börsenumsatzsteuer für Umsätze mit
den Bundesschuldbuchforderungen, Bundesschuld-
verschreibungen und Interimsscheinen wird für
alle Geschäfte, die bis 31 . Dezember 1949 abge-
schlossen werden, mit 0'1 v. T . des Nennbetrages
abgefunden, über den die Kredi tunternehmungen
eine Eintragung im Bundesschuldbuch (§ 9) oder
Interimsscheine (§ 10) erhalten. Der Abfindungs-
betrag ist in vier gleichen Vier te l jahresra ten ,be-
ginnend mit dem dem Wirksamkeitsbeginn dieser
Verordnung folgenden Monat , zu entrichten.

Figl Schärf Helmer Gerö Hurdes
Zimmermann Kraus Kolb Sagmeister
Krauland Übeleis Migsch Gruber Altenburger


